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Drucksache 1655 


Der Bundesminister der Finanzen 
II B/2 - F 7328 - 3/55 


Bonn, den 27. August 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an 
andere Bezieher als den Bund; 
hier: Kapitalbeteiligung des Landes Berlin an 
der Gemeinnützigen Wohnungsbau AG 
Groß-Berlin (Gewobag) 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 3 RHO 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wohnungsbau 
bitte ich gemäß § 47 RHO, die Zustimmung des Deutschen Bundes- 
tages dazu herbeizuführen, daß junge Anteile in Höhe von 1,5 Mio DM 
an der im Eigentum des Bundes stehenden Gemeinnützigen Woh- 
nungsbau AG Groß-Berlin, Berlin (Gewobag) dem Land Berlin 
überlassen werden. 

Die Gewobag wurde im Jahre 1919 durch das Reich mit einem 
Grundkapital von 5 Mio RM gegründet. Das im Verhältnis 1 : 1 
um gestellte Grundkapital beträgt 5 Mio DM, von dem 4 Mio DM 
dem Bund als Nachfolger des ehemaligen Reichs gehören, und 
1 Mio DM der Stiftung für Forschungen im Wohnungsbau- und 
Siedlungswesen, einer Stiftung, die ebenfalls dem Bund gehört. 

Die Gesellschaft besaß im Jahre 1945 bei Kriegsende 9034 Wohnungen, 
von denen in der sowjetisch besetzten Zone und im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin 1372 enteignet wurden. Die der Gesell- 
schaft in Berlin (West) verbliebenen Wohnungen waren zum großen 
Teil zerstört. Inzwischen wurden jedoch rd. 1000 total zerstörte 
Wohnungen, 1000 teilzerstörte Wohnungen und etwa 3000 beschä- 
digte Wohnungen wiederhergestellt. Die Gesellschaft ist außerdem 
durch die Stadt Berlin in Wiederaufbaumaßnahmen in erheblichem 
Umfang eingeschaltet. 

Um ihren Aufgaben gerecht zu werden, braucht die Gesellschaft eine 
Erhöhung ihres Grundkapitals, da sie die Finanzierung ihrer Bau- 
vorhaben nicht allein mit Fremdkapital vornehmen kann, sondern 
teilweise auch Eigenmittel verwenden muß. Sie hatte daher schon 
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im Jahre 1952 bei mir den Antrag gestellt, ihr Grundkapital um 
2 Mio DM zu erhöhen. Diesem Antrag konnte ich jedoch nicht 
entsprechen, weil ich Mittel des Bundes nur insoweit zum Zwecke 
der Beteiligung an Wohnungsbaugesellschaften einsetze, wie es zur 
Durchsetzung der wohnungspolitischen Ziele des Bundes oder be- 
sonderer Bundesinteressen erforderlich ist. Die Gesellschaft ist aber 
ausschließlich in Berlin tätig und nur mit dem Bau und der Ver- 
waltung von Kleinwohnungen des sozialen Wohnungsbaus befaßt. 
Sie eignet sich daher nicht dazu, für die Durchführung der beson- 
deren wohnungspolitischen Ziele des Bundes in Anspruch genommen 
zu werden. 

Das Land Berlin ist bereit, einen neuen Stammanteil an der Ge- 
sellschaft in Höhe von 1,5 Mio DM zu übernehmen. Ich begrüße 
die Beteiligung des Landes Berlin, weil es in erster Linie ein Interesse 
des Landes ist, die völlige Wiederherstellung der zerstörten Woh- 
nungen der Gesellschaft und ihren Einsatz in die Wiederaufbau- 
maßnahmen des Landes zu fördern. Damit überläßt der Bund junge 
Anteile einem anderen Bezieher, wofür nach § 47 Abs. 3 und 4 RHO 
in Fällen, in denen es sich um einen erheblichen Wert handelt, die 
Zustimmung des Bundesrates und des Deutschen Bundestages er- 
forderlich ist. 

Ich darf daher bitten, die Zustimmung des Deutschen Bundestages 
herbeizuführen. 

Einen gleichen Antrag habe ich dem Herrn Präsidenten des Bundes- 
rates übermittelt. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

Dr. Oeftering 



